


Weder die Regelung von 1515 noch die von 1605 hatten Bestand. Es gab immer 
wieder Streit über die Besetzungsrechte, so daß man sich 1734 schließlich darauf 
einigte, daß die vier Gemeiner in den vier Stadtvierteln von der Bürgerschaft gewählt 
werden, danach dem Stadtrat zur Ernennung vorgeschlagen und schließlich vom 
iandgräfiichen Amtmann bestätigt werden sollten. Erst diese Regelung scheint den 
Streit beendet zu haben. 

Dieser Streit über die Besetzung des Gemeineramtes in der Stadt Nidda ist fUr die 
sozial- und verfassungshistorische Situation in den frühneuzeitlichen oberhessischen 
Klein- und Mittelstädten recht aufschlußreich. In Nidda ebenso wie in anderen 
oberhessischen Städten standen sich eine relativ ungegliederte, etablierte Verwaltung 
und eine vielfach in Stadtvierteln gegliederte BUrgerschaft gegenüber. 

Schultheiß und Schoffengencht, dessen Mitglieder sich seit dem späten 16. Jahr- 
hundert auch als Ratsverwandte bezeichneten, hatten sich im Windschatten globaler 
Entwicklungen in den großen Städten als obrigkeitliche Herrschaftsiriiger herausge- 
bildet, die zumindest im Zusammenwirken mit dem jeweiligen landgräflichen Amt- 
mann eine dominierende Rolle in der städtischen Politik für sich beansprucht. Demge- 
genUber geriet die Wrgerschaftliche Gemeinde ins Hintertreffen. da der Rat sich nicht 
mehr als diese repräsentierendes Selbstverwaltungsorgan verstand. Vielmehr schloß er 
sich, untersttim durch das tradierte Kooptationsrecht. als Hemchaftsorgan ab und 
wurde als solches auch von der landgräflichen Verwaltung zur Durchsetzung der 
landesherrlichen Verordnungen und Verfügungen herangezogen. 

Gewiß ist nun der Gegensatz zwischen BUrgerschaft und Rat ein allgemeines 
Phänomen der Zeit, das die Verwdtungsgeschichte der mitteleuropäischen Stadt in 
Mittelalter und Neuzeit prägte und einem Großteil der sozialen Konflikte zugrundelag. 
So gesehen wäre von den folgenden Ausführungen kein zusätzlicher Erkennmisge- 
winn zu erwarten. Zu bedenken ist jedoch, daß ein in sich vergleichsweise homogener 
Bev~kemngsverband, wie er fUr die landesherrliche Klein- und Mittelstadt zumindest 
Obdessens angenommen werden kann, sehr viel unverfälschter die grundlegenden 
Konstellationen erkennen läßt, die eine jede mittelewopaische Stadt geprägt haben. 
Weder gab es ein Stadtpatriziat noch eine abeschlossene Schicht ntsfähiger Familien. 
Die berufständischen Strukturen waren einfach, und die agrarische Betätigung 
zumindest im Nebenerwerb verband die meisten Familien miteinander. Durch Markt- 
freiheiten, repräsentative Rathäuser und nicht zuletzt den Stadtmauerbau suchte man 
sich zwar zum Land hin abzugrenzen und auch gegenUber dem Landesherren das 
eigene Gewicht zu demonstrieren; doch konnte man dadurch nicht verhindern, daß 
man weiterhin auf das lllndliche Umland angewiesen war und auch des Schutzes der 
landesherrlichen Verwaltung bedurfte. Es gab nur einen relativ kleinen Gestaltungs- 
spielraum innerhalb der stiidtischen Verwaltung, der eine eher herrschaftliche oder 



Um Dimension und Stellenwert der hier vorzustellenden Institutionen und ihrer 
Regelungsmechanismen im sozialen Leben einschatzen zu können, bedarf es zunächst 
eines knappen Oberblicks Uber die kommunale und demographische Entwicklung der 
drei oberhessischen Städte im untersuchten Zeitraum. 

cießen2 entwickelte sich aus der Ansiedlung um eine Mitte des 12. Jahrhunderts 

2 Nachweise im einzelnen in: FRIEDRICH BATIENBERG. Klein- und mittelstädtische Ver- 
wdtungsorgam in der FNhnnizeit in Hessen. Ein Beitrag au städtischen Verfusungsgeschidite des 
16. und 17. JMundtrta, in: Wilfned Ehbndii (Hg.), Recht, Vedassung und Verwaltung in der 
fiI!hncuzeitlichen Stadt (= R e i i  Süidtefomhung, A). K6lW1en 1994. Quelkn sind u&r im 
Stdtarchiv Ou&n vor allem im Stadtiuchiv Dannstadt, Abt. A 3 Nr. 123. und Abt C 1 ? 
(Handschriften) und C 2 (Salbticher). 1 
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Ausweidich eines Z ig is te rs  von 1495 hatte Gießen tun diese Zeit etwa 240 
und war damit mit wohl Uber 1.200 Einwoknem eine der größttn 
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ses~enen betrug 1546 schon 495; 1577 waren es 605, 1668 dann 591, und 1630, 



unmittelbar vor den Pestjahren des Dreißigjährigen Krieges, 636. Die Bevölkemng der 
Stadt wuchs demnach seit der Mitte des 16. Jahrhunderts von etwa 2.500 Einwohnern 
auf etwa 3.000 um die Jahrhundertwende bis etwa 3.200 in den dreißiger Jahren des 
17. Jahrhunderts. Nach dem Pestjahr 1635 mit über 1.300 Toten in der Stadt kam es zu 
starken Rückschiiigen, bis Mitte des Jahrhunderts wieder ein Stand von 
2.400 Einwohnern erreicht werden konnte. In der zweiten Hälfte des Jahrhunderts 
stieg die Zahl wieder stark an, und mit etwa 3.500 Seßhaften zuziiglich etwa 400 
Studenten der Universität hatte die Stadt sehr bald wieder an den Vorkriegsstand 
anknüpfen können. 

Ein gr6Beres Gewicht Gießens spiegelt sich auch im Stadtsiegel wider. Obwohl die 
Burgmannen noch bis 1450 an den Schöffengerichtssitzungen teilnahmen und damit 
Anteil arn Stadtregiment hatten, gab es ab 1371 ein neues Amtssiegel der Stadt, das 
die Burgmannen in der Umschrift nicht mehr erwiihnte. Ab 1498 wurde auch dieses 
durch zwei, in Umschrift und Siegelbild völlig neue Siegelstempel ersetzt. Es war dies 
einerseits das g'ößere Stadtsiegel, in der Umschrift SIGILLUM MAIUS 
OPZDANORUM GZESENSIS genannt, das nachweislich von 1498 bis 1688 geführt 
wurde. Im Siegelbild taucht ein nach rechts aus einem stilisierten "G" 
herausschreitender Löwe unter einem Fürstenhut auf. Ein wohl in der gleichen Zeit 
eingeführter, urkundlich allerdings erst ab 1551 nachzuweisender, Siegelstempel 
verzichtet auf die Umschrift unter Übernahme des Siegelbildes aus dem sigillum 
maius. Es ist dies das Geschäftssiegel der Stadt, das im alltäglichen Schriftverkehr des 
Stadtrats Verwendung fand. Erst 1691 wurden die bisher verwendeten Siegelstempel 
durch Neuschnitte abgelöst, die jedoch nicht mehr als stilistische Anpassungen an den 
Geschmack der Zeit bedeuteten. So drückt sich auch im Siegelbild seit Ende des 15. 
Jahrhunderts die engere Verbundenheit der Stadt mit der Landesherrschaft, aber auch 
die bevorzugte Stellung als Fürstenresidenz aus. Die gleichzeitig eingeführte 
Differenzierung in ein sigillum maizcs und ein sigillum minor [sigillum ad causas] 
belegt, da6 der Schriftverkehr der strdtischen Kanzlei erheblich zugenommen haben 
mußte, dem die Einführung des leichter zugänglichen und transportablen Geschäftssie- 
gels für die alltäglich anfallenden Korrespondenzen Rechnung trug. 

Homberg an der 0hm3 war von Anfang an landgräfiich-hessische Stadt. Als solche 
taucht sie erstmals 131 1 in den Quellen auf, auch wenn sie iilteren Urspmngs war. Sie 

3 Nachweise im einzelnen: FRIEDRICH BATTENBERG; Stadt und Amt Homberg an der Ohm in der 
ftiihenn Neuzeit, in. Fred Schwind (Hg.), Homberg an der Olm. Eine oberhessische Stadt von den 
Anf!ingai bis zur Oegenwait. Sigmaringen 1984. S. 29 - 64. Quellen sind au6er im Stadtarchiv 
Homberg vor allem im Staatsarchiv Dannstadt Abt. A 3 Nr. 169 sowie C 2 (SaittUcher). au&rdem im 
Stadtarchiv Womu. Abc. I1 (Urkunden der Stadt Homberg) zu fmden. Letztgenannter Bestand, aus 
einem Ankauf der Fniherm Heyl zu Hermsheim entstammend, stadt-hornbergische Provenienzen 
enthaltend. k o ~ t e  erst kUizlich ermittelt werden. 



war mit einer landgrilfiichen Burg verbunden, deren Burgmannschaft anfangs Anteil 
am Stadtregiment hatte. Auch wenn die Burg niemals eigensiändige Residenz der 
Landgrafen war, so war sie doch als Sitz eines Amtmanns Mittelpunkt einer einen 
g r ö h n  Amtsbezirk umfassenden Verwaltung mit Uberdies einiger strategischer 
Bedeutung. BevöIkerungsm~ig erreichte Homberg bei weitem nicht die Ausdehnung 
von Gießen. Immerhin aber kam es auch hier seit dem Regierungswechsel von 1567, 
der das hessisch-marburgische Oberhessen zum eigenständigen Temtorium werden 
ließ, zu einer Bevölkerungsexplosion. Zählte die Stadt zu Beginn des 16. Jahrhunderts 
noch nicht mehr als 600 Einwohner, so waren es 1587 bereits etwa 1.200 Personen. 
Die Bevölkemngsvermehrung wurde wie in Gießen durch die Anlage einer Vorstadt 
aufgefangen. Freilich kam es nach einem verheerenden Stadtbrand 1597 und nach den 
Pestjahren im Dreißigjährigen Krieg zu RUckschlägen, so da0 erst im 18. Jahrhundert 
der Stand des späten 16. Jahrhunderts wieder erreicht werden konnte. 

1 Zeugenprotokolle der Jahre 1577 und 1578 setzen uns darüber hinaus in die Lage, die 
soziale Schichtung der Hornberger Bevölkerung annähernd zu umreißen. Danach gab 
es in der Stadt eine deutlich hervortretende Mittelgnippe mit einem Vermögen von 
100 bis 200 Gulden, die wohl die Hälfte der Hausgesessenen ausmachte. Daneben 
itand eine nur wenige Personen umfassende Spitzengnippe mit einem Vermögen von 
100 und mehr Gulden sowie eine verhältnismti6ig kleine Untergmppe, die Uber 50 
oder weniger Gulden verfiigte. Die Mitglieder des städtischen Rates entstammten 
durchweg den beiden oberen Schichten. FUr 1587 konnte außerdem ermittelt werden, 
da0 von den 228 hausgesessenen Bürgern und Beisassen der Stadt 142, also weit mehr 
als die Hälfte, iiber eigenen Acker- und Wiesenbesib außerhalb des Stadtgebiets 
verfügte. Der Rest diirfte sich teils auf Gartenbesib innerhalb der Stadtmauern, teils 
auf eine abhängige Stellung zu Pacht- und Leiherechten beschränkt haben. Da0 die 
städtischen Handwerker in der gleichen Zeit in insgesamt sechs ZUnften organisiert 
waren (den Bäckern, Leinewebern, Weißgerbern, Metzgern, Schuhmachern und 
Wollwebern), die mit einzelnen Mitgliedern auch im städtischen Rat vertreten waren, 
wirkte sich politisch nicht aus. Es waren dies wirtschaftliche Zweckverbande, die nur 
die Nahrungssicherung ihrer Mitglieder im Auge hatten, nicht aber eine Organisierung 
mit politischen Interessen. 

Sehr deutlich läßt sich anhand des größeren Siegelstempels der Stadt nachvollziehen, 
da0 Homberg zwar sehr fnih eine siädtische Entwicklung begann, dann aber lange 
Zeit stagnierte und erst recht spät sich des korporativen Charakters der eigenen 
Kommune bewußt wurde. Von 1268 ab führt die Stadt, soweit nachweisbar, ein 
eigenes Siegel. Auf ihm war Uber einem dreimal gewölbten Bogen eine dreitUrmige 
Burganlage enthalten, unter der der schreitende hessische Löwe sichtbar war. Die 
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Umschrift SZGILLUM BURGENSIUM DE HOENBERG steilte darauf ab, daß es dch 
tun ein Siegel der BIirger handelte. Dieses Siegel wurde unverWert neben einem 

ab 1490 nachweisWen GesehtRssiegei bis mtirdesteras 

Nachfdgesiegel übemabm im w e m t f h  das alte SiegieiMd, 
die Umschrift durch die Worte SGILUIM BURGEXW DE 

. Aus dem Siegel der Bürger war somit jetzt ein e h e s  ber 
geworden; ein Pemmtm- hatte sich im Bewdkia'dar 

mr nzhEe- und i m d i u n ~ g e n  Institution entwickelt, 'die ihre Legitimation nioh( 
mehr von Zustimmung aifeP Einwohner beziehen mußte. 

Ni& in &r ~ettersus' war als Reichslehen, seit dem 15. Jahrhiurdat auch als L ~ W R  
der Abtei Fulda Vorort der G&chaft gleichen Namens und wurde schon 1311 vuin 
W JdÜurn I. von Ziegenhain oiK3 Nkkh mit StadtrecMm t.E!st~WeHe 

Jahrhundert zurückmichende WrktsMltmg, die nresllieh afna 
g angelegt wurden war und noch h spDIten 13. Jt&ihmW &t 

eina Stadtmeiuer versehen wurde. Als die OrafscBaft IWda 14SO an &e 
von Hessen fiel, d i e l t  die Stadt mit Urkunde vom 11. Mai dieses 

rnfassmdm StadUpriviIeg, das bis ins 18. f-nda W n  
immer wieder unveEg-dert bestatigt wurde. Es ga?üMh& dcr 

tlich dnts Recht zur Wen Börgerauhiakme (die M i c h  WgrtBWkm 
verwehrt sein sollte) und die von f k d e n  @dcftlen, 

die Stadt W i n g s  zugleich zur jikikhen Men~g W zwei Kamm 
aus der StMti~hen Bede an die iandeskrdicb Kmmw. Sie 

Ir.onnte damit ihie steuerliche -g auf&= Pa8ischalbMmg &W&bdbm, 
iiber den hinaus sie nicht in Aii9pnich genommen werden konnte. Die damit 
gembet  ambm laardgr4Sfli~hen Städten ~ ~ g e n d e  Rech96pcxPitian, die bealits 
impriviiegvm 1311 itinQNlrdlage haüeundiibereimPrivilegvon 1430Eiag@gia 
den laMtmihen Mheitsbnef gefunden hatte, konnoe indes den wirt9cha8iiChen 
Nkdergang der an die Peripherie eines Territoriums gedrbgten Si&& ai&i 
verbindcm. Hnd die Neuverieihung eines Woche&es 1532 iud eines Z m -  
1551 durch Lendsraf Philipp dem Großmütigen signdisiem e h e  HmoSPiag. Sei3 daa 

Jaliten des 16. Jahrhunderts wurde auch awweidich der erhaltenen 



Gerichtsprotokolle die Hohe Gerichtsbarkeit durch die Stadt ausweislich der erhaite- 
nen Gerichtsprotokolle wieder regelmä6ig ausgeübt. 

Bezeichnend ist, da6 der Aufschwung in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts nicht 
st&ltiScher, sondern landesherrlicher Initiative entsprang. Die Reguliemng der 

L öffentlichen Angelegenheiten scheint schon recht früh in der Hand der Regierung 
gelegen zu haben. Ein um 1485 erlassenes Mandat an die Stadt ~ i d d a ~ ,  ausgestellt 
von Hofmeister Hans von Dömberg, dem Statthalter Johann Schenk von Schweinsberg 
und dem Kanzler Johannes Stein legte z. B. fest, &J eyn jeglicher. der zu Nidda vor 
einen Bürger angenomen und ein Handwerck treiben oder zu bleiben gelaßen wirf, 
eynen lyddern Eymer unverzüglich zeigen und den auf uwer RathhuP bringen solle, um 
auf diesem Wege zukünftige Stadtbrände leichter löschen zu können. Mit Urkunde 
vom 1. Februar 1570~ stifteten Reinhard Abel. Kammermeister des Oberfbtentums 
Hessen, und dessen Ehefrau zum Nutzen der Bürgerschaft zu Nidda ein Hospital, das 
daraufhin am Schützenhaus im Stadtgraben errichtet wurde. Die landgräfliche 
Beamtenschaft war demnach ebenfalls an der Förderung der Stadt beteiligt; durch 
einen Hospitalbau konnte &s zum sozialen Problem gewordene und stadtischer 
Kompetenz übertragene Armenproblem gemeistert werden7. 

Die Einwohnerzahl Nid&s entsprach in etwa der Hombergs. Für den Beginn des 

i 16. Jahrhunderts kann angesichts erhaltener Hauserlisten und Bedverzeichnissen mit 
etwa 500 bis 600 Einwohnern gerechnet werden. Um 1600 waren es knapp 1.100, 
durch Zuzug aus dem Umland im Dreißigjiihrigen Krieg zeitweise auf knapp 1.300 
erhöht. Besonders das Pestjahr 1635 war dafür verantwortlich, da6 schon arn Ende des 
Kneges nur noch 600 Menschen in der Stadt lebten, und erst im 18. Jahrhundert 
konnte der alte Stand in etwa wieder erreicht werden. 

Recht gut Ußt sich auch anhand der stildtischen Siegeifühmng nachweisen, &ß Nidda 
I 

I 
iihnlich wie Homberg sehr lange noch an der Vorstellung eines Bürgerverbandes 
überkommener Art festhielt und sich erst recht spat des institutionellen Charakters der 
Stadt bewußt wurde. Der 1294 erstmals bezeugte und in einem Abdruck von 1317 
erhaltene Siegelstempel, enthaltend eine Darstellung der Stadtbefestigung mit 

I 
Halbmond und Stern aus dem Wappen der Grafen von Ziegenhain und Nidda, war bis 
zum Ende des 16. Jahrhunderts unverändert in Gebrauch. Die Umschrift SIGILLUM 

1 CNIUM DE NITHEHE hielt die personale Struktur der Bürgerschaft fest. Erst 1602 

5 U k  von 1480 (?) MHiz 29, Privilegienbuch Nidda (wie Anm. 4). S. 60. 
6 U&. von 1570 Februar 1. Pnvikgiaibuch Nidda (wie Anm. 4), S. 11 - 13. 
7 Betr. die gleichzeitigen VeMtnisse der AnnenfUnorge in Butzbech und h l d a  s. FRlEDRICH 

BATIENBERG, Obrigkeitliche Sozidpolitl und Gesetzgebung. Einige Gedanken ai 

mittelheinischen Bettel- und Almosenordnungen des 16. Jahrhunderts. in: Zeitschrift f(tr Historische 
Fonchung Bd. 18,1991. S. 33 - 70. 



wurde ein neuer Stempel geprägt. Unter Übernahme des alten Siegelbildes änderte 
man die Umschrift in die Fmulierung SIGILLUM CNITATIS NIDDAE und hob 
damit den institutionellen Stadtcharakter hervor. Ein 1636 geprägter neuer Stempel 
übernahm den in den Kriegswhn verlorenen Stempel in Bild und Umschrift, 
veränderte nur die Darstellung der Gestirne soweit, daß die bisherige Anlehnung an 
das grillliche Wappen verlorenging. 

Insgesamt ist nachmals für alle drei Städte festzuhalten, daß sie sich durch M a u h n g ,  
Rathaus, Marktrechte und Siegelfühmng als solche zu erkennen gaben, daB sie aber 
eingebunden waren in ein landesherrschaftlich organisiertes Verwaltungssystem und in 
ein agrarisch orientiertes Umland. Die schichtenmäßig und in der Gesamtdimension 
teilweise faßbare Bevölkerung war in diesen Rahmen gestellt und hatte nur wenig 
Spielraum zum Ausbau einer jeweils eigenen Selbstverwaltung. Trotz relativ 
weitgehender sozialer und wirtschaftlicher Homogenitl aber gab es, wie die 
einleitenden Zitate deutlich machen sollten, Interessengegensätze und Spannungs- 
punkte in Fragen der politischen Partizipation. Ausgesprochen soziale Spannungen 
innerhalb der Einwohnerschaft und auch ein über das übliche Maß hinausgehendes 
Arrnutsproblem scheint es in allen drei Sadten ausweislich er erhaltenen Quellen 
nicht gegeben zu haben. 

Welche Lüsungsmöglichkeiten man jeweils, etwa für die Fragen politischer 
Mitbestimmung, fand, erscheint sekundär. Wichtiger ist die Feststellung, daß in 
denjenigen Städten des Oberfürstentums, die in eine einheitliche landesherrliche 
Gewalt eingebunden waren. eine abgegrenzte Anzahl von Problemen der Sozial- und 
Verwaltungsgestaltung auftrat, die für die Verhältnisse des 16. und 17. Jahrhunderts 
typisch waren. 

Es sollen nun diese Einzelprobleme der klein- und mittelstädtischen Verwaltungs- 
organisation vor dem Hintergrund der jeweiligen Sozialverfassung besprochen 
werden. Vorab müssen einige hierbei maßgebende Prinzipien und Rechtsgewohn- 
heiten hervorgehoben werden, die für alle drei untersuchten, aber auch für die 
anderen oberhessischen Städte, gleichermaßen galten, sie andererseits auch mit 
vergleichbaren dömichen Verwaltungsorganen verbanden8. 

8 Zu vergleichbaren &michen Stndrtunn s. FRIEDRICH BATIENBERG, Wie sich ein kleinea Dorf 
selbst verwaltete. A M  der EbersUIdter Verwaltungsgeschichte bis w Hessischen üemeindercfonn. 
in: Ench Krafl (Red.). Festschrift w 1200-Jahr-Feier des !hdtteils Dumstadt-Ekmtadt. Damstadt 
1982, S. 28 - 35. 



1. Zunächst ist darauf hinzuweisen, da6 im Zentnim der stildtischen Verwaltung ein 
zwolfköpfiges Schöffengericht stand, das von Fall zu Fall auch politische Aufgaben 
wahrnahm. Es war mit dem Stadtrat identisch, auch wenn seit dem 16. JaluhumM der 
Schultheiß nur dann noch als Vorsitzender fungierte, wenn gerichtliche Angelegen- 
heiten zur Vemandlung anstanden. Im Falle politischer Gegenstthide gab er den 
Vorsitz an den Ratsbürgetmeisier ab. Der ausweislich eines 1430 der Stadt G i e b  
erteilten Privilegs bestehende Rat hatte iediglich kunfristig das 1414 abgeschaffte 
ViererkoUegium abgelUst, wurde dann aber wiedex aufgehoben, und zwar derari. das 
die jeweils nach und nach versterbenden Ratsherren nicht mehr ersetzt werden soiiten. 
Parallele Entwickiungen mit jeweils wortgleichen Privilegien gab es nach dem Vor- 
bild der Stadt Marburg auch in Homberg an der Ohm, Alsfeld und GrUnberg. Ein 
eigen-diger Rat konnte sich angesichts der Kleinräumigkeit der Verhältnisse in 
keinem Fall neben dem Schöffengericht halten. 

Eine Scheidung der gerichtlichen und politischen Funktionen dieses Gremiums wurde 
niemals Fein durchgeführt. Allerdings ist zu beobachten, daB sich seit Ende des 16. 
Jahrhtmdezts allenhalben in der FUhmng der Stadtbücher eine Serienspaltung insofern 
vollzog, als Niedergerichtssachen in separate Rügeprotokolle verwiesen wurden. 

2. Die dem Grundsatz nach nicht untereinander verwandten Schöffen wurden aus der 
Bürgerschaft auf Lebenszeit gewahlt und vom jeweiligen Amtmann besmtigt. Im Falle 
ihres Todes wurden sie durch Selbsterg2inzung (Kooptation) ersetzt. In keinem Fall 
gab es einen abgeschlossenen Kreis ratsfiihiger Familien, und die Amtsübernahme war 
lediglich an den Grundbesitz innerhalb der stiidtischen Gemarkung gebunden. Freilich 
duldete man angesichts geringer Bevölkerung und der Schwierigkeit, abkömmliche 
Einwohner zu finden, Ausnahmen. Diese ließen sich im einzelnen besonders für die 
Stadt Gießen nachweisen, in der einige Familien, wie die Ebel und Wonnbser, über 
iängere Zeit hinweg mit mehreren Vertretern gleichzeitig im Schöffengericht vertreten 
waren. 

3. Waren Funktionen der Hohen Gerichtsbarkeit warzunehmen, so konnten zumeist 
das Stadtgericht oder dessen Mitglieder im Zusammenwirken mit Vertretern der 
dörtlichen Schöffengerichte des Umlandes entscheiden, weil nur eine überörtliche 
Verbrechensbekämpfung sinnvoll erschien. In Nidda fungierte ausweislich eines 
landgräflichen Salbuchs von 1587 das gesamte Stadtgericht zusammen mit je zwei 
Vertretern der fünf umliegenden Gerichtsbezirke als Halsgericht der sog. Fuldischen 
Mark, eines älteren Gerichtsbezirks der Wetterau. In Homberg traten das Stadtgericht 
und das aus ebenfalls zwölf Schöffen der Dorfgerichte bestehende Landgericht zu 
einem Halsgericht zusammen, das in drei jiihrlichen sog. "Ungebotenen Dingen" 



Blutgerichtsfiiile verhandelte. Lediglich für die Stadt Gießen ist die Wahrnahme der 
Kriminalgerichtsbarkeit durch das Stadtgericht allein bezeugt. Allerdings wurden die 
Hochgerichtsfiiile seit dem späten 16. Jahrhundert im Oberfürstentum immer mehr 
zentralisiert. Soweit die Blutgerichtsbarkeit noch regional ausgeübt wurde, unterlag 
sie der Kontrolle der jeweils anwesenden Amtleute. Landgraf Ludwig IV. von Hessen 
legte 1587 fest, da6 grundsätzlich alle Peinlichen und Bürgerlichen Gerichte zu 

,;j Gießen dem Landgrafen allein zuständen. Im ersteren Fall aber müsse in beschwer- 
' " lichen Sachen der Rat bei den fürstlichen Räten in Marburg eingeholt werden. Um die 

Wahrnehmung der Hochgerichtsbarkeit gleichsam als kommunale Aufüagsanagele- 
genheit deutlich zu machen, wurden die beteiligten Amtsiräger aus der landgfiitiichen 

" Kammer unmittelbar besoldet. Das Stadtgericht Gießen ebenso wie die Halsgerichte in 
n so zu ausführenden Organen des an einer effektiven 

1 

oberhessischen Sttldten ausnahmslos ehrenamtlich. Lediglich politische Einzelauf- 
träge, wie etwa die Wahmahme der Landtagsstimme, die Verhandlung mit benachbar- 
ten Städten oder die Berichterstattung beim Landesherm, wurden gesondert englohnt. 
Mittelbar allerdings erhielten die meisten Schöffen dadurch eine Entschtldigung, da6 
sie die begrenzt zur Verfiigung stehenden und jrhrlich wechselnden Ämter besetzen 
konnten, für die insbesondere Gebühren anfielen. Insgesamt aber bot die Teilnahme an 
Gerichts- und Ratssitzungen keine Möglichkeit zur Schadloshaltung. So bot letztlich 
nur das Kriterium der Abkömmlichkeit ein Auswahlprinzip, das trotz rechtlicher 
Offenheit der Stadtgesellschaft den Kreis der für den Rat in Betracht kommenden 
Familien beträchtiich beschrtinkte. 

5. Alle sMtischen Willensäußerungen standen unter dem Vorbehalt landesherrlicher 
Zustimmung, die in der Regel durch eine Konsultierung des jeweiligen Amtmanns 
oder auch sonstiger Amtswger wie Keller- und Rentmeister eingeholt wurde. In 
Homberg fungierte der städtische Schultheiß als Vertreter des Rentmeisters im ScMlf- 
fengericht, und auch in Nidda hatten der städtische Schultheiß, der den dortigen 
Schöffenfamilien entstammte, nur eine vom Amtmann der Grafschaft Nid& abgeleite- 
te Funktion. Die starke Einbindung des Schultheißen in die landgrafliche Verwaliung 
wird für den Bereich der Stadt Gießen aus verschiedenen, wörtlich Ubereinstimmenden 
Bestallungsbriefen deutlich. Dem jeweiligen Schultheißen wurde hier, wie es in einem 
demtigen Brief hieß, geboten, 
über unsern a4gangenen Kirchen-, Policey- und andern Ordenungen vlegig und 
trewlich (zu) halten; vornemlich soll er auf unser Oberherrlich-, Gerechtigkeiten. 



Jahcten, Grentzen und Wildtfuhren, soviel immer muglichen, ein getrewes, vleißigs 
Ufsehens haben. 

1 
L jedem Fall aber warm die stikitisthn Wahlhandlungen von landeiarlichcr 1 
Zustimmung abhängig. Dies wunk für die Schöffen der Stadt Giekn im landgräf- 
lichen Salbuch von 1587 rechtsverbindlich mit folgenden Worten festgelegt: 

Item wenn ein Scheffe mit Tot abget, so wierdet durch die uberigen eilf Schefen ein 
: Person ayß dem gemeinen Rath dem Beampten angezeigt und furgeschlagen. Sofern 1 
1 nun derselbige hierzu tuglich, er einem Rentmeister fur dem Rathhaw# auf 

freyem MarcMt) den Aydt leisten, upelcher offentlich verlesen wierdet. 
i 

FUr die sechs Beigeordneten, die das gemeindliche Organ der Sechzehner dem Rat 
hinzugeben konnte, genügte bei Neuwahl eine Anzeigepflicht, in der nur die Amts- 
tauglichkeit imgegehn werden mußte. Dieses Kriterium freilich, das selten in den 
Ckdnungen näher beschrieben wurde. bot angesichts seiner Unbestimmtheit ein 
EMfallstor fiir landeshmliche Eingriffe. MiPiebige Kandidaten konnten als untaug- 
lich ohne nähere Angabe von Grtinden abqualifiziert werden. 

Aufschlußreich für die praktische Durchführung der Wahlen sind die im Stadtbuch der 
Stadt Nidda fUr die Jahre ab 1609 aufgenommenen Wahlprotdrolle. Dort fandcn 
jährlich zum Ende eines Kaknderjahrs im Gericht Wahlen zu den smdtischen Ämtern 

? statt, die in chronologischer Abfolge verzeichnet wurden. Zur Wahl der Bürger- 
! meister-, Schätz- und Spitalmeister für das Jahr 1620 wurde etwa vermerkt: 

Diese Wahl hadt der streng Edle und Veste Arnolt Schularz, Fürstlich-Hessischer 
Amtmann rativiciret und underschrieben, (nach) Inhalt dessen vohrgezeigter 

1 
Wehlungszettel. 

r Als im Folgejahr zwei Bürger zum Gemeinderat gewiihlt wurden, die als Mitglieder i 

des landgräflichen Landwehr-Ausschusses unabkömmlich erschienen, bestellte der 
Amtmann die Bürgermeister und den Stadtschreiber vor sich ins Schloß. um eine 
Neuwahl zu erreichen. In der folgenden Ratssitzung wurden denn auch sogleich zwei 
neue Gemeiner gewählt. - Selbst die Nachwahl von Schöffen geschah nicht ohne 
Zustimmung der landesherrlichen Obrigkeit. Als im Februar 1621 eine derartige Wahl 
erforderlich wurde, wurde im Stadtbuch vermerkt, daß ein gewisser Kurt Uhl aus 
Kohden durch die menste Vota ernrehlet worden sei, erst aber uff Ratifcation des 
genannten Amtmanns in sein Amt eingeführt werden konnte. 



6. Ein letztes M p  schließlich, das in allen hier vorgesteiiten SWm da 
O b e ~ t e n h i m s  - genauso allerdings auch in den andma 
in AlsfeM, Gribbmg und B u t z h h  - praktiziert wurde, wirr 
Stadtämter. Alle politischen \rad ökonomischen Kompetenzen in der StsiBt. & d a  @ 
gegen Enfgelt oder Nutningsgebühren bestunmte Funktionen is Ve~waUupg~ 
Wirtgchaft und SozUeben wahrgenommen wurden, wurden 
ji#dkher Neuwahl je ein Vertreter aus dem Rat unä ein solcher aus 
mmammen mde. Sehr Mufig tauchten die b ~ e r s c ~ t l i c R e s i  
tu& Abgabe ihFes Amtes, als ScMlffen und Ratsvemandte auf, so 
werden kann, daß die h a h m e  eines gemeindlichen Amtes zwndh 
zur Eiianmg eines Ratssitzes benutzt wurde. - In der Stadt G i e k  trat 
1587 an die Stelk dez Gesamtbiirgetschaft das Gremium der Sechzehner* die Wabi &W 

Ämter w d e  nach dem 1andgMkhen Salbiich dieses J a k  in einer PEen;iirrsiFzPrrlb 
vom Rat (dem Schöffengericht) und dem Sechzehnerausschuß vwgemmmcn. U d  
W e n ,  wie es wörtlich heiBt, die Scheffen den vom Gemeinen Rar und hinwider die 
Sechzehner den Scheflen zu nominieren. Durch die gegenseitige Webl auf prH.5Icp#a- 
tion der Kandidakn von der jeweils anderen Gruppe wurde gew4&rleistet, da6 die 
mit W t e n  Rats- und GemeimWmter nicht zu einseitigen i m m s m v t r g e t m  
der jeweiligen Gruppe wurden. Vielmehr wurden bei& Vertreter des Dcw#mtes 
gegeRiiber dem Rat ebenso wie gegeniiber der durch die Swh* (den 
Gemeinderat) repräsentierten Bürgerschaft verpflichtet. 

Die Anzahl und Art der Stadttimter war je nach Größe der untersuchten Stadt unw- 
schiedlich. An der Spitze der Ämterhierarchie jedoch stand stets das B&gm&&r- 
amt. Wann es eingeführt wuräe, ist für Oberhessen kaum noch zu emittein. W dun 
15. Jahrhundert gab es j&f& in allen Städten des OberfUmtums oiaem Rrtts- W 
~ g e m i e ~  (auch Älterer Bürgermeister genannt), der dem Kolkgiwn dar 
~~ entrommen wurde, sowie einen Gemeinde- oder U n t e r M r ~ i s t e r  {awh 
jiingezex Blirgamehter genamnt), der unmittelbar der B Q m h a f t  bzw, einem w a  dw 
BtQwchafi eingesetzten Gremium (Gemeinderat) entstammte, äer gber m@i 
Abbf  eeiaer einjahrigen A m W t  in den Rat geeuählt wurde. 
beiden Btkgemeister bestand in der Fiihrung und Vmtwortung 
und vtmntwartung der jrhrlichen Stadtrechnung, der 
Unter dem DNdr der persönlichen Haftung für die am 
etwa angefallenen Fehlbeträge (Rezesse), die aufgrund der ~ e c h n u n ~ s a & b e & g  dcr 
Amtleute ermittelt mden, hawn sie für eine ordnungsgemäße Wischaftsffthmng 
und einen ausgeglichenen HausRalt zu sorgen. 



lioi Ber S W  Gießen gab es daneben seit dem 16. Jahrhunderi das Bedeamt zur 
der Bedeimhmen, das Bawmt zur b a c h u n g  &es Wtischen 

ammms, dsis Weiitamt zur Regelung aller mit dem Weinmim und -verbuch 
aimmbUm- w e n ,  &s Brot- und Pieischbescher bzw. -sci&mamt, durch 

bilde& insofern eiae lkson-t, als es, zur BmMsWimg clW 
geschaffen wurde, nach dem S;albnch von 1587 dreifach mit je einem 

Ver&&@ der Burgleate, des Sehoffengorfchts unB des Gerne- des Scrhzehnei 
besseM wurde. Hier - und offensichtlich nra hier - hatte sich die formal immer noch 
bfstehene Biirgefschaft ihren EinnuS erhalten können. 

Frtr Homberg an der Ohm sind besonders die doppelt besetzten Ämter eines 
Wcbmehter und Bedhebers zu erwähnen. kurzuheben  ist hier eine gleichsam 
t&%kreuz vorzunehmende Wahi. Nach einer NaeIiricht von 1587 hatxe hier diR 
BtQ&mA& je einen Weinaeigter und einen Bedheber aus dem Stadtrat zu wählen, 
wi4hmwl der Stadbat zwei Kandidaten aus der BUrgmchaft ermitteln muOte. Für die 
C3ieBmx Ämter kann der gleiche Rsctiiszwid vermutet werden, wie sich aus dem 
Privileg von 1430 ergibt. Entsprechendes kann dann freilich auch fiir N W  
angemmmen werden. Wier gab es im UbFigen neben den beiden Bürgermeistern je 
zwei W e i n e r  und Schatzmeister, die bei Bedatf dush an&re Ämter wie den 
Schafmeister q m z t  wurden. Der Schiltmeister hatte die gleichen Funktionen wie 
der Gießener Brot- und Fleischbeseher. 

Inegcsamt ist festzuhalton, dal3 durch die dargestellten Verwaltungsprinzipkn ein 
fidffnier Aa$gkich zwkhen Bürgeachaft und Bat ebensc~ gewimi.leiszet wilrde wie 
etaG~ngaB&bg&SWandieL aad daP ~~ Umland. B e  
z t m e h a d e  lan&-liche Einflußnahme auf die Ämmrbesetzung aniPde d & h @ h  
e m  koni%aeft, die eigentiiehen Stadtämter nach fesigebgten Wahirnd 
gleie- dmh Rat uad BQ-t besdzl wurden, und da6 es der 
limWwskhen Beamtenschaft nur dann Aaoglich war, sich einzuschalten. fails da9 

Gloichgewkht dsdinch nicht zeWM wurde oder eine der beiden Seiten 
ianc?halb der Stadt sich benachteiligt fühlte. 

Es sind jetzt noch zwei weitere institutionelle Wandlungsprozesse anzusprechen, die 
ebenfalls bedeutsam wurden, die aber nicht alle oberhessischen Strdte in gleicher 
Weise erfaBten. Gemeint sind auf der einen Seite die hauptsächlich von der BUrger- 
schaft getragenen Entscheidungsorgane, die unter unterschiedlichen Bezeichnungen 
auftauchen, und auf der anderen Seite das Stadtschreiberamt, das sich zum Teil aus 





die Belange der Bürgerschaft einzusetzen und den Stadtrat (das Schöffengericht also) 
in seiner AmtsfUhrung zu kontrollieren. Zumindest mit einem Teil seiner Mitglieder 
war er bei Banngängen sowie bei der h a c h u n g  der Schweinemast anwesend. 
Durch die enge Verpflichtung mit dem Stadtrat, die sich besonders in den gemeinsam 
und doppelt besetzten sechs bzw. sieben Stadt- und Gemeindeiimtem niederschlug, 
wufden indes mögliche Konfrontationen zwischen diesem und dem Gemeinderat auf 
Ausnahmefälle beschrankt. Dies gilt umso mehr, als der Stadtrat seine Mitglieder aus 
den Sechzehnern rekrutierte. die Mitgliedschaft in letzterem also - wie 1587 
ausM-klich festgesetzt wurde - Eingangsvoraussetzung fiir die Mitgliedschaft in 
ersterem war. 

Etwas einfacher waren die Verhältnisse in Homberg und Nidda, auf die jedoch an 
dieser Stelle nicht weiter eingegangen werden kann. Es muß aber gesehen werden, da6 
die jeweiligen Vierer-. Sechzehner- oder Gemeinerkollegien zwar ursprünglich als 
Kontroilinstrumente der Bürgerschaft gegenüber dem Stadtregiment gedacht waren, 
angesichts der geschilderten Querverbindungen und sozialen Affinitäten die Kontrolle 
jedoch kaum effektiv wahrzunehmen in der Lage waren. In derart kleinen Gemeinwe- 
sen, in denen sich praktisch jeder kannte, gab es andere Mechanismen sozialer und 
politischer Kontrolle. Nachbarschaft und Öffentlichkeit boten in der Regel die Gewähr 
dafiir, da6 der Rat sich nicht zu weit von der Bürgerschaft wegentwickelte. Ein 
Korrektiv war eher der landesherrliche Konsensvorbehalt, der durchaus auch von der 
Bürgerschaft gegen den Rat mobilisiert werden konnte. 

Der zweite Problembereich betrifft das Amt des stadtschreibers9. Dieses war neben 
dem des Schultheißen in allen hier analysierter1 Stadtverfassungen das wichtigste 
innerhaib der städtischen Verwaltung, und zwar unabhängig &von, wie es im 
einzeinen ausgestaltet war. Insgesamt können drei Gestaltungsstufen unterschieden 
werden, die je nach Größe der Stadt zu erreichen waren. Die einfachste Möglichkeit 
war die, da6 die Funktionen eines Stadt- und Gerichtsschreibers von einem dazu 
besonders betrauten Schöffen wahrgenommen wurden. Dies entsprach etwa der 
ursprIlnglichen Praxis der Stadt Nidda. Ausweislich des Gerichtsbuchs von 1599 
wurde der Stadtschreiber zusammen mit dem älteren Bürgermeister zu den zwölf 
Schöffen gerechnet. Desungeachtet hatte er jedoch für seine Amtsführung einen von 
dem allgemeinen Schöffeneid verschiedenen Stadtschreibereid zu leisten, durch den 

9 Zur mchtlidiui Aurgert.ltung und wrfurungshistorirchen Einordnung der Strdtrchreiberamter r. 
FREDRICH BATIENBERG. Die Anfinge &r DamuULdier Stadtverwaltung. in: Axhiv flir 
herrische Geschichte NF 38. 1980. S. 95 - 167. hier. S. 120 ff.; DERS., Die immatrikuiieiren No- 
der hisedichen Kammergerichts in der fmhen Neuzeit, m Pctcr Johames Schuler (Hg.), Trsdition 
und Gegenwait. Festrchrift aun 175-j&rigen Bestehen einer badischen Notantrindes, Kadsmhe 
1981, S. 124 - 142, hier: S. 132 ff. 
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ng vom Schöffenamt in die Wege geleitet wurde. Das in der 
Verbot der Beratung von Parteien Iäßt darauf schiießen, drrS 

atkmsvorspnmgs des Gerichtsschreibers bicwul3t war. h w b  
ung der Gerichtsbriefe und die Fühning von Registern und FWokoIen 

er sich mehr als andere ScWffen besmäm Kenntnisse erwerbm, die ihn auch 
h l f c h e  juristische Ausbildung in die Lage versetzten, rechisberatend i&ig zu 

Es war jetzt nur noch ein kleiner Schritt nötig, um den Schreiber ganz aus dem 
Ratsgremium herauszunehmen. Dies geschah in Nidda spätestens 1613, als mit 
Magister BsUtlsaaar Selbig aus Fulda ein fachlich ~~ AmtsWp win 

&erWb eingeeebt wwde. Eine Nachricht von 1652, wonach d s  Stadtschreiber der 
ebmalige Registmor der Stadt Lich auf land@fliche Pmtektion hin eingesetzt 
w d e ,  macht M i c h ,  daß das Amt inzwischen zu einem Kamiereposten geworden 
, der Te3 einer In-rrlickn Beamteniautöahn war. In Homöefg n der Ohm 

I war das SWtsehreibeJ.amt die laufbahnmU3ige Vorstufe zum dortigen SchultheiI3e~- 
. mt, und es kein Zufaii, daß um 1600 Schultheiß, Stadtschreiber und Stadtpkmr 

du g l e i c h  Familie aagehörten. Kennzeichen dieser zweiten Gestaltungmufe ist 
dm, da6 der Gwkhts- rrnd StadWeiber nur nach in eiEiea lockeren V-g mit 
dem ScWfmgerkht stsuid. Er wurde Ubmdegend aus landgriiflichen i%emM&mi- 

* lien im weiteren Umkreis rekrutiert und fühite sich diesen auch angeisictits bestehender 
KeNienedtrinceR e h  zugehöaig als den stadtischen Honoratiorenfmilien. Das häufig 
zu beobachtende nachMigliche Einheiraten in stadMsige Familien &G ein 
Wnnabiym hetsteilen und diente der Stabilisierung des inners&Wclien Einflusses 
sowie dem Ausgleich eines durch die auswdriige Herkunft bestehenden "Beziehungs- 
defizits". 

In einer dritten Diffmnzierungsstufe kam es vielfach zu einer Verwissenschaftlichung 
des Stadtschreiberamtes und zu einer Professionalisierung der &mit verbundenen 
Funktionen, indem eine Graduierung zur Eingangsvoraussetzung, eine Verbindung 
zum kaiserlichen Notariat zur Regel wurde und schließlich auch Aufgaben und Titel 
eines stildtischen Syndikus wahrgenommen wurden. Schon für Nidda konnte 
festgestellt werden, da6 seit Balthasar Selbig 1613 Uberwiegend juristisch 
vorgebildete, zum Teil sogar graduierte Personen zu Stadtschreibern eingesetzt 
wurden. Ausweislich einer Kriegsschadensliste von 1622 zählte Selbig ni den 

J vermogenderen Einwohnern der Stadt. FUr die Stadt Gießen ragte der von 1620 bis zu 
seinem Tode 1632 amtierende Stadtschreiber Magister Heinrich Medicus aus 
Homberg an der Efze heraus. Zusammen mit Selbig war er auf dem Marburger 
Landtag 1627 anwesend und vertrat dort die Stadt Gießen. Er war von 15% bis 1604 



Stadtschulmeister in Marburg, danach bis 1620 Lehrer am Padagog in Gießen. Sein 
ebenfalls theologisch ausgebildeter Sohn Reinhard wurde später Rektor in Weilburg 
und P f . .  in verschiedenen T a u n m e r n .  Warum Heinrich Medicus als Theologe 

1 die Lehrersteiie mit der des Stadtschreibers vertauschte, ist unbekannt. Jedenfalls aber 
war das Schreiberamt für ihn attraktiv genug, um es dem in dieser Zeit an Ansehen 
verlierenden Pädagog vorzuziehen. Vielleicht hat nur sein Tod 1632 verhindert, daB er 
in der hessischen Beamtenhierarchie weiter aufstieg. 

%r. Damit 

I 

kann am Ende des vorstehenden Überblicks der Typ der in Oberhessen an- 
z u w e n d e n  Kleinstadt ausweislich seiner dargestellten Verfassungs- und Sozialsüuk- 
tiiren nähtx präzisiert werdenlo. 

Insgesamt lassen die ausgewählten Beispiele Gießen, Homberg und Nidda, deren 
SPnikhiren sich ebenso in anderen oberhessischen Städten wiederfinden lassen, 
erkennen, daB die rechtliche Eigenstiindigkeit der Kommune und auch der äußerlich 
städtische Charakter es nicht verhindern konnten, da6 die Einzelstadt in ein 
zunehmend st!&ker werdendes landesweites System eingebunden wurden, das nur nach 
wenige Möglichkeiten eigenständiger Wiilensiiußening zuließ. Spätestens seit der 
Grthdung des Hofgerichts in Marin~g 1500 wurden die Stadtgerichte einer 
Gerichtsorgankation unterstellt, der sie vielfach nicht gewachsen waren. Als mg. 
Untergerichte wurden sie Teil eines Rechtsschutzsystems, das mit dem Hofgericht als 

)I Ober- und Appellationsgericht seinen Abschluß fand. Da die Gerichtsordnung von 
1500 ausdrUcklich vorsah, da6 die Richter und Assessoren nach gemeinen keiserlichen 
beschrieben rechten und nur im Falle des von den hzeßparteien zu erbringenden 
Nachweises nach redelichen und erbarn Stutuen, Ordenungen und Gewonheiten 
w e r s  Furstentumbs richten sollten, WUT& mittelbar auch den Stadtgenchten die 

k Anwendung des gelehrten, rUmischen Rechts vorgeschrieben. Nur selten zog man aus i 
dieser Situation die Konsequenz, wenigstens e i n e n juristisch geschulten Beamten 
in der Stadtverwaltung einzustellen. Wenn dies geschah, mußte man mit einem stärker 

10 Die Typisierung der oberhessischen Klein- und Mittelstadt nacb verfasstmge, verwaltunga- und 
so~eichicbtlkhen Kriterien ist vor dem Hiterg~nd der C i c ~ w i c k i u n g  der deutschen Süi&e 
m der Fmhai Neuzeit zu sehen. Ikpi r KLAUS aERlEIS.  Die deuiachen SWte in &r FrQhsn 
N-iL Zm Vowerchidite der Wirgedkhen Welt". Damutadt 1986. msb. S. 65 ff. 
(Veifusungsgeachichte), 85 ff. (Verwaltungsgercbichtc) und 125 ff. (Wiitrchatl und OeteUachaft]. S. 
auch damirchst HEWZ SCHLLINO. Die Stadt in &r frühen Neuzeit, Manchen 1994 (Reihe 
TwykbpWe ckutichcr CbcMdite"). Die U b i i i  meist die KkiisWk, s. ber. HEIElZ STOOB, 
Fmbnrmxlfche in: DER& (Hg.). Die Stadt. Qestalt und Wandel bis nmi induitrielkn 
zei€aIter "KOin/Wicn 1985 . S. 191-260. 



: wdemiea ihuck der iandesherrlichen Verwaltung rechnen, wie an andem Stelk 
im&g~t~ieJen werden konnte1 l. 

?- 

DPaa Amt des Stadtschreibers wurde insof' nicht nur zum Einfallstor fiir das gelehrte 
Recht in den SZiklten, sondern auch zur Nahtstelle, durch die der obrigkeitliche 
Einfluß in der Stadt verstärkt zur Geltung gebracht werden konnte. 

Be Wtionellen Formen landesherrlicher Mitregierung in der Stadt' bestanden 
daneben weiter. Es waren dies einmal der Bestatigungsvosbehalt fiir Sam- Rriee 
iind C3emeinWmm, soweit sie nicht von untefprdneter Bedeutung warn. A1Se 
Wahihmdlunp bgdurften des durch den z d g e n  Amtmann msg- 
K a n n .  Der jahriiche, in der Biirgermeistemchnung festgehaltene Stadt-t 

5 wurde mit denr MUei der dernungsabhthng kontrcaliert, und auch die sfW&e 
I- Belastung des Haushalts durch BesolBungSemohungen war nur in ObrigkMIchCtn 

I3nvzmekmen dunchzuRihren. Der Schultheiß und bis zu einem gewissen Cirade m h  F 
F W Stadtschreiber waren dwcli ihre f a m i l h  Vdcniipfung mit der landeshenlichen 

K l i t e l  eher dem Hof als der Stadt zumrechnen, aucb wenn sie sich dmch die 
.Ankn@$ung von Verbindungen mit Ratsfamilien bemühen. d m h  Konnubium eine 
gefestigte S~linng innesblb der sttidtisehesi Obmchiht m gewinnen. Ein nicht 
mwhebkher DueDc ging darneben auch von den jeweiligen Stadtpfmm aiis, die in 
der ~ d g d s c h a f t  seit den zwanziger Jahren des 16. JahrhumterZs in das 
i-1Dhe Khcknqiment eingebunden waren und als A u s f ~ n ~  
bbhenljcher Verordnungen zum Religions- und Sittenwesen fungierten. 

In vieltltitiger Weise also konnte der Landesherr auf die stadtischen Verwaltungs- 
organe disziplinid eingreifen. Der gesetzte Rahmen begrenzte zwar die eigene 
Handlungsfrc~%it der SM@. Er nahm ihnen aber zugleich auch ein S t a k  Vemd- 
wortung ab. Die häufig nur geringen kommunalen Ressourcen imd in vielen PäIlon ma 
minianalen WWig6n S ~ i n n a h e n  verhinderten es zumeist, da8 di IlR 16. ulnd 
17. Jahrhundert groliet werdenden sozialen Aufgaben und die Zunahm der Verwal- 
twgdunktianen von S t W x  selbst finanziert werden konnten. Um so achnel1er konn- 
eita die Landeshemn in die entstehenäen Freiräume vorstoßen und Aufgaben an sich 
wehes, die MtiOnGU wni den Städten auf lokder Ebene ertcdigt wur&n12. 

T m  Staämauer, Ma&fmktion und besm&xer privilegierter Rech€sstellung konnten 
die oberhegsischen Stisdte sich dem System, in das sie eingebunden waren, kaum 

11 s. die in Arm. 9 gmumtea -icl 
12 S. duu W: HEINZ SCHiLLIFJG. Stadt und frohmodemer Temtoii i lm: ~reprbilkanisrnur 

vmrrr F is: MK3HAEL STOLLMS (Hg.), Re&, Verfumg iisid Venwhmg m 
der f - i  Stadt, KöWim 1991. S. 19-39 (Reib " ~ f o i ' s d ~ a y ~ .  A 31). 



entziehen. Soweit sie noch aber eigene Blutgerichtsbarkeit verfügten, mu6ten sie 
diese, abgesehen von dem Sonderfall Giekn, im Zusammenwirken mit Landschöffen 
des Umlandes in Halsgerichten ausüben, in jedem Fall aber die gerichtliche 
Organisation dem Landesherm Uberiassen. Die Grenzen des verbliebenen kommuna- 
len Handlungsspiehums werden besondem bei der Einführung von landes- herrlichen 
Neuerungen sichtbar, die aus Gründen des *Gemeinen Wohls" notwendig erschienen. 
Als der Stadtrat von Nidda sich 1617 weigerte. den vom Amtmann eingeforderten 
Vierten Pfennig von jedem Maß Wein abzuliefern, konnte er sich trotz Berufung auf 
die F'raxis anderer Stadte nicht durchsetzen. In einer gemeinsamen Zusammenkunft 
von Rat und Bürgerschaft sah man ein, da6 man widder Gewalt nicht handlen könne, 
weshalb man geschehen lassen müsse, waJ andere Stadte herinnen gewilliget. 
Landesweit beschlossene und von den Landtagen gebilligte S t e ~ e r f ~ ~ d e ~ n g e n  der 
hdeshemchaft mußten akzeptiert werden. Selbst das dem Wortlaut nach eindeutige 
und die Belastungen der Stadt begrenzende Privileg half in diesen Fäilen nichts mehr. 

Die enge Begrenzung des politischen Handlungsspielraums nach außen ermöglichte 
andererseits eine mit geringen Haushaltsmitteln betriebene Organisiemng der 
Stadtverwalhmg. Die kleinräumige und insgesamt relativ homogene städtische 
Einwohnerschaft schränkte auch die mOglichen Koofliktbereiche ein. Die dennoch 
bestehende latente Spannung zwischen dem herrschenden Stadtrat und der 
beherrschten GemeindebUrgerschaft konnte dadurch entschärft werden, &ß die 
wichtigsten Stadtämter vom Bürgermeister- bis zum Marktmeisterarnt parilrtisch 
besetzt wurden, einer jährlichen Rotation unterworfen und in der Wahlhandlung von 
der jeweiligen Gegengruppe beeinflußt wurden. Das Kollegium der Vierer und 
Gemeiner, das ursprUnglich die Interessen der Gemeinde gegenüber dem Rat vertreten 
sollte, konnte sich angesichts dessen nur ein geringes Betätigungsfeld behaupten und 
geriet zeitweise, wie in der Stadt Nidda, unter den Einfluß des Rates. Lediglich in 
Gießen wurde es zum Sechzehnerausschuß und Gemeinderat erweitert, dessen 
Funktionen dann allerdings eng mit denen des Schöffengerichts bzw. Stadtrats 
verschränkt wurden. 

Konfiikte zwischen den verschiedenen Gruppen innerhalb der oberhessischen 
Kleinstadt waren nur bedingt Konflikte um die Partizipation an politischer Macht, so 
daß ein Vergieich mit den gröBeren Sttldten des Reiches fehlgehen wurde. Es ging 
vielmehr in erster Linie darum, den durch die landesherrliche Verwaltung gewährlei- 
steten Gleichgewichtszustand zu erhaiten. Dazu bedurfte es eines Schöffgerichts bzw. 
eines Stadtrats, der den Kontakt zur Bürgerschaft nicht verlor und deren Interessen 
mitvertrat. Die paritätische Besetzung der jBhrlich wechselnden Stadt- und Gemeinde- 
ämter ist auch in diesem Zusammenhang zu sehen. Sie bot die Chance, in kleinem 
Rahmen innerhalb überschaubarer Verhältnisse ein Stuck existentieller Selbstbe- 
stimmung zu verwirklichen. 




